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Die Unia lehnt die Vorschläge des Bundesrats zur Altersvorsorge ab 

Eine Erhöhung des Rentenalters für Frauen und die Senkung des Umwandlungssatzes sind nicht akzeptabel. Drei Jahren nach dem deutlich nein des Volks zum Rentenklau plant der Bundesrat bei der der 2. Säule, der Beruflichen Vorsorge BVG, erneut, den Umwandlungssatz zu senken. Zudem will er das AHV-Rentenalter für Frauen auf  65 Jahre erhöhen. Dies ist ein Affront gegenüber den Frauen, die für die gleiche Arbeit im Durchschnitt noch immer 18.4 Prozent weniger verdienen als Männer. Die Unia lehnt beide Vorhaben entschieden ab. Drei Jahre nach dem wuchtigen Nein des Volkes zu einer Kürzung des Umwandlungssatzes von 0.4 Prozent in der zweiten Säule schlägt der Bundesrat eine doppelt so hohe Senkung des Umwandlungssatzes von 6.8 auf 6 Prozent vor. Das bedeutet eine Rentensenkung von 12 Prozent.  Dieser erneute Angriff auf die Renten aus der beruflichen Vorsorge ist für die Unia nicht akzeptabel. 

Umwandlungssatz bei 6,8 Prozent fixieren…
Die Leute haben genug davon, immer mehr Geld ins System der 2. Säule einzubezahlen und dafür immer weniger Rente zu bekommen. Junge Versicherte wissen nicht, wie hoch dereinst ihre Rente sein wird, denn nach der Logik der BVG wird die Senkung des Umwandlungssatzes kontinuierlich weitergehen, so lange die Lebenserwartung ansteigt. Die Unia schlägt deshalb vor, den Umwandlungssatz auf dem heutigen Niveau von 6,8 Prozent zu fixieren. Nur eine Fixierung des Umwandlungssatzes kann den Versicherten wieder Vertrauen in die 2. Säule und Klarheit über die Höhe ihrer zukünftigen Renten geben.

…und in die AHV investieren
Die Renten aus der ersten und zweiten Säule sollen nach der Pensionierung ein Einkommen von 60 Prozent des letzten Lohns garantieren. Dieses sogenannte Ersatzeinkommen reicht für Haushalte mit kleinen und mittleren Einkommen bei weitem nicht, um die gemäss Auftrag der Bundesverfassung vorgesehene „gewohnte Lebensweise“ im Alter weiter führen zu können. Statt immer mehr Geld in die berufliche Vorsorge zu investieren, fordern die Gewerkschaften darum eine Stärkung der AHV. Mit der Initiative AHVplus verlangen sie zehn Prozent höhere AHV-Renten für alle. Davon profitieren insbesondere Personen mit kleinen und mittleren Löhnen. Eine Erhöhung der AHV-Renten soll das Ersatzeinkommen verbessern. Sie ist aber nicht dazu da, eine Senkung des Umwandlungssatzes in der zweiten Säule zu kompensieren. Eine Senkung des Umwandlungssatzes in der zweiten Säule lehnt die Unia entschieden ab. Sie ist überzeugt, dass auch die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger an der Urne dazu NEIN sagen werden.

Ohne tatsächliche Gleichstellung kein höheres Rentenalter
Solange die tatsächliche Gleichstellung nicht erreicht ist, lehnt die Unia auch eine Heraufsetzung des Rentenalters für Frauen ab. Frauen verdienen für die gleiche Arbeit im Durchschnitt immer noch 18,4 Prozent weniger als Männer. Das entspricht einem Verlust von 7,7 Milliarden Franken pro Jahr für die Frauen. Lohnungleichheit, tiefe Frauenlöhne, fehlende Betreuungseinrichtungen für Kinder, Teilzeitarbeit und ungenügend ausgebauter Mutterschafts- und Elternurlaub führen dazu, dass Frauen weniger verdienen und demzufolge im Alter auch tiefere Renten haben. Dazu kommt, dass das Rentenalter der Frauen bereits 1997 von 62 auf 64 Jahre erhöht wurde. Mit dem Rentenalter 64 bezahlen die Frauen schon heute zusätzlich 800 Millionen Franken pro Jahr an die Stabilisierung der AHV. Die Unia wird eine Heraufsetzung des Rentenalters für Frauen so lange bekämpfen, bis die tatsächliche Gleichstellung erreicht ist!

Weitere Informationen: Aldo Ferrari, Mitglied der Geschäftsleitung, Rita Schiavi, Mitglied der Geschäftsleitung.
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